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Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Fortentwicklung des Finanzplatzes 
Deutschland (Drittes Finanzmarktförderungsgesetz) 


Bericht der Abgeordneten Adolf Roth (Gießen), Dr. 
und Oswald Metzger 

Mit dem Gesetzentwurf ist folgende Zielsetzung be- 
absichtigt: 

- Umsetzung aller Finanzmärkte betreffenden 
Punkte des „Aktionsprogramms für Investitionen 
und Arbeitsplätze"' der Bundesregierung aus dem 
Jahr 1996, 

- Ausweitung des Risikokapitalangebots für kleine 
und mittlere nichtbörsennotierte Unternehmen, 

- Erleichterungen für börsennotierte Unternehmen 
bei der Kapitalbeschaffung über die Börse, 

- Ausbau des Investmentfondsplatzes Deutschland 
durch umfangreiche Deregulierungen, 

- Anpassung der Rahmenbedingungen des Finanz - 
Platzes Deutschland, um den Herausforderungen 
der Zukunft begegnen zu können. 

Der Gesetzentwurf sieht hierzu folgende wesentliche 
gesetzgeberische Maßnahmen vor; 

1. Börsen- und Wertpapierbereich 

Hier sollen umfangreiche Dereguüerungsmaßnah- 
men dazu beitragen, die Aktie zu fördern, den Emit- 
tenten den Börsenzugang zu erleichtern, die Wettbe- 
werbsposition der Börsen zu stärken und den Anle- 
gerschutz zu verbessern. 

Vorgesehen sind insbesondere folgende Maßnah- 
men: 

1. Modernisierung der Haftung für fehlerhafte Bör- 
senzulassungs- und Verkaufsprospekte, 
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2. Verkürzung der Verjährungsfrist wegen fehlerhaf- 
ter Informationen und Beratung im Wertpapierbe- 
reich, 

3. Erleichterung des Börsenzugangs für Emittenten, 

4. gesetzüche Regelung des Rückzugs eines Emitten- 
ten von einer Börse (sog. Delisting), 

5. Berücksichtigung moderner Emissionstechniken 
der Marktteilnehmer, 

6. Verbesserung des Anleger schütz es vor unseriösen 
Wertpapierofferten durch Erweiterung der Befug- 
nisse des Bundes auf Sichtsamtes für den Wert- 
papierhandel bei Überwachung der Vorschriften 
des Verkaufsprospektgesetzes, 

7. Verringerung bürokratischen Aufwands, 

8. umfangreiche Rechtsbereinigung. 


II. Investmentbereich 

Die vorgesehenen Maßnahmen zielen zum einen dar- 
auf ab, die private Erspamisbildung im Wege einer 
mittelbaren Anlage in Risikokapital vermehrt in die 
Wirtschaft zu lenken. Dem Sparer werden neue 
Anlagemöglichkeiten geboten, die ihm bislang ver- 
schlossen blieben. Zum anderen sollen den Ka- 
pitalanlagegesellschaften neue Betätigungsfelder 
erschlossen und bestehende Handlungsspielräume 
erweitert werden. Bei den Maßnahmen wird darauf 
geachtet, das Vertrauen der Investmentsparer in die 
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Sicherheit und Solidität der deutschen Fonds zu 
schützen und den hohen Sicherheitsstandard des 
deutschen Investmentwesens zu bewahren. 

Es sind insbesondere folgende Maßnahmen beab- 
sichtigt: 

1. Zulassung neuer Fondstypen 

Zugelassen werden erstmals Pensions-Sonderver- 
mögen, Gemischte Wertpapier- und Grundstücks- 
Sondervermögen, Dachfonds als Instrument einer 
standardisierten Vermögensverwaltung für private 
Anleger und geschlossene Fonds in der Rechtsform 
der AG (sog. Investment aktiengesellschaften). 

2. Erweiterung der Geschäftsmöglichkeiten für be- 
reits zugelassene Investmentfondstypen 

Zugelassen werden erstmals Aktienfonds nüt be- 
grenzter Laufzeit und Aktien-Indexfonds. Die Anla- 
gemöglichkeiten der Fonds in Derivaten werden er- 
weitert. Wertpapier-Pensionsgeschäfte werden ge- 
stattet. Offenen Immobilienfonds wird die Beteili- 
gung an Grundstücksgesellschaften ermöglicht. Die 
Flexibilität beim Liquiditätsmanagement der Wert- 
papier- und Grundstücksfonds wird erweitert. 

3. Verbesserung des Anlegerschutzes und des auf- 
sichtsrechtlichen Instrumentariums. 


III. Bereich der Unternehmensbeteiligungen 

Durch Deregulierungen des Gesetzes über Unter- 
nehmensbeteüigungsgesellschaften (UBGG) bei 
gleichzeitigem Abbau steuerlicher Hemmnisse soll 
die Eigenkapitalversorgung von technologieorien- 
tierten und mittelständischen Unternehmen verbes- 
sert werden. Über die Unternehmensbeteiligungsge- 
sellschaften als Intermediäre soll nicht nur das Kapi- 
tal von privaten Investoren, sondern auch von institu- 
tionellen Anlegern mobilisiert werden. 

Die bisherige Konzeption des UBGG wird insoweit 
auf gegeben, als auf den gesetzlichen Zwang zum 
öffentlichen Angebot von Aktien verzichtet wird. Der 
neue Gesetzesrahmen soll den Mißbrauch von Unter- 
nehmensbeteiligungsgesellschaften als Holding- 
Konstruktionen verhindern und die Zuführung von 
Wagniskapital für nichtbörsennotierte Unternehmen 
ermöglichen. 

Die Eckpunkte der Novellierung sind: 

1. steuerliche Entlastung der Untemehmensbeteili- 
gungsgesellschaften durch Verkürzung der Frist 
für eine steuerfreie Wiederanlage von Veräuße- 
rungsgewinnen von sechs auf ein Jahr, 

2. verzieht auf den Zwang zum öffentlichen Angebot 
von Aktien der Untemehmensbeteiligungsgesell- 
schaften und Zulassung auch der GmbH, KG und 
KGaA als Rechtsform für eine Untemehmensbetei- 
ligungsgesellschaft. 


3. Erweiterung der Refinanzierungsspielräume der 
Untemehmensbeteiligungsgesellschaften, 

4. Erweiterung der Anlagespielräume der Untemeh- 
mensbeteiligungsgesellschaften. 

Aufgrund des Gesetzentwurfs lassen sich die Höhe 
der Steuermindereinnahmen aus der Verkürzung der 
Wieder anlagefrist für Veräußerungsgewinne und der 
höheren Attraktivität der Untemehmensform UBG 
aufgrund des unzureichenden Datenmaterials nur 
sehr vorsichtig schätzen. Die Steuermindereinnah- 
men werden im Entstehungsjahr 1998 voraussichtlich 
25 Mio. DM betragen. 



1998 in Mio. DM 

Bund 

8 

Länder 

8 

Gemeinden 

9 

Gesamt 

25 


Für die Rechnungsjahre 1998 bis 2001 werden die 
Steuermindereinnahmen wie folgt kassenwirksam: 



Rechnungsjahre 
in Mio. DM 

1998 

1999 

2000 

2001 

Bund 

7 

11 

13 

14 

Länder 

7 

10 

12 

13 

Gemeinden . . . 

7 

11 

12 

11 

Insgesamt 

21 

32 

37 

38 


Für die durch den Vollzug des geänderten KAGG 
beim BAKred wahrzunehmenden neuen Dauerauf- 
gaben sind insgesamt bis zu 24 Planstellen/Stellen 
erforderlich. Hierdurch entstehen laufende Kosten 
(einschließlich Sachkosten) in Höhe von etwa 
3,2 Mio. DM jährlich. Daneben fallen einmalige Auf- 
gaben an, die in einem Zeitraum von drei Jahren ab- 
geschlossen werden sollen. Hierfür werden bis zu 
sieben Planstellen/Stellen benötigt, für die (ein- 
schließlich Sachkosten) insgesamt rd. 2,6 Mio. DM an 
Kosten entstehen (drei Jahre ä 875000 DM). 90 v.H. 
der entstehenden Kosten des BAKred werden durch 
die beaufsichtigten Institute erstattet. 

Die Erweiterung der Befugnisse des Bundesauf- 
sichtsamtes für den Wertpapierhandel im Rahmen 
des Verkaufsprospektgesetzes imd der Verkaufspro- 
spekt-Verordnung verursacht keine Kosten, da die 
neuen Überwachungsaufgaben durch die bereits vor- 
handenen Planstellen abgedeckt werden. 

Der Gesetzentwurf ist nüt der Haushaltstage des 
Bundes vereinbar. 
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Die Finanzplanung des Bundes für die Folgejahre ist 
entsprechend fortzuschreiben. 

Dieser Bericht wird unter dem Vorbehalt erteilt, daß 
der federführende Finanzausschuß keine Änderun- 
gen mit wesentlichen haushaltsmäßigen Auswirkun- 
gen empfiehlt. 


Bonn, den 4. Februar 1998 


Der Haushaltsausschuß 



Helmut Wieczorek (Duisburg) 

Adolf Roth (Gießen) 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 

Vorsitzender 

Berichterstatter 

Berichterstatter 


Karl Diller 

Oswald Metzger 


Berichterstatter 

Berichterstatter 
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